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Stellungnahme der GTÜ - Gesellschaft für Technische Überwachung mbH zur 

Verbändeanhörung „Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des 

Straßenverkehrsgesetzes und anderer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften“ 

 

 

Aktenzeichen: StV21/7362.1/2-6 

 

Die GTÜ begrüßt, dass mit dem Gesetzentwurf eine Weiterentwicklung des StVG an die 

aktuelle technische Entwicklung der Fahrzeugtechnik und Digitalisierung in der Verwaltung 

sowie zukünftige Vorschriftenentwicklung vorgenommen wird und bedankt sich für die 

Möglichkeit eine Stellungnahme abzugeben. In Deutschland existiert ein sehr hohes Niveau 

an Verkehrssicherheit. Die Qualität bei Fahrzeugprüfungen soll auch zukünftig mit dem 

Inkrafttreten dieser Gesetzesänderung erhalten bleiben. 

 

Inhaltliche Hinweise 

 

Zu Artikel 1 Nr. 5 b) (§ 6) 

 

Die GTÜ schlägt die ersatzlose Streichung der Ergänzung in Absatz 7 Satz 1 Nummer 1 

nach der Angabe Nummer 5 „oder 6, jeweils auch“ vor.  

 

Begründung 

 

Aktuell werden bereits Änderungen von Richtlinien, welche die Prüfung der Fahrzeuge 

betreffen (z.B. „AU-Richtlinie“), im Benehmen mit den Ländern veröffentlicht und bedürfen 

keiner Zustimmung des Bundesrats. Somit ist eine zeitnahe Anpassung dieser Richtlinien 

durch den Verordnungsgeber an die fortschreitende technische Entwicklung möglich. Die 

Länder üben gemäß der aktuellen StVZO u.a. mit ihrer Aufsichtstätigkeit im Rahmen der 

Fahrzeugprüfung eine wichtige Rolle für die Verkehrssicherheit aus. Die Beteiligung des 

Bundesrats trägt dazu bei, dass technologische Weiterentwicklungen, die potenzielle Risken 

bergen, erkannt und durch geeignete Maßnahmen in die Gesetzgebung integriert werden. 

Dies gewährleistet, dass die Verkehrssicherheit auf einem hohen Niveau bleibt. 

25. September 2024 
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Die Aufsicht über die regelmäßige Untersuchung der Fahrzeuge ist u.a. in Anlage VIIIb Nr. 1 

StVZO und Anlage VIIIc Nr. 1.1 geregelt. Unter anderem ist für diese Tätigkeit nach unserem 

Verständnis eine Zustimmung des Bundesrats bei Änderungen von Rechtsverordnungen 

(z.B. StVZO) ein wichtiger Bestandteil der Verkehrssicherheit und daher in der bisherigen 

Form beizubehalten. Auch spricht für das Erfordernis der Zustimmung des Bundesrates, 

dass es sich beim gegenständlichen Regelungskomplex nicht um eine sehr dynamische 

Materie handelt, welche flexible und kurzfristige Änderungen erforderlich machen würde. 

Vielmehr sollten diese auch im Hinblick auf eine fundierte Weiterentwicklung der 

Verkehrssicherheit stetig verändert werden.  Daher würden wir es begrüßen, wenn die 

bisherige Rolle des Bundesrates und damit der 16 Bundesländer mit ihren Aufsichts- und 

Anerkennungsbehörden, beibehalten wird.  

 

Redaktionelle Hinweise 

 

• In der Begründung zu Artikel 1 Nummer 18 (§ 46 Satz 1 Nummer 1 StVG) auf Seite 28 

findet sich in Absatz 2 folgende Formulierung: 

„Bei der FIN handelt es sich um ein personenbezogenes Datum. Die Verarbeitung dieses 

Datums entsprechend den o. g. neuen europäischen Vorgaben bedarf einer formell-

gesetzlichen Grundlage im Sinne der Datenschutzgrundverordnung. …“ 

 

Wir schlagen vor, diese wie folgt zu ändern: 

  

„Bei der FIN handelt es sich um personenbezogene Daten. Die Verarbeitung dieser 
Daten entsprechend den o. g. neuen europäischen Vorgaben bedarf einer formell-
gesetzlichen Grundlage im Sinne der Datenschutzgrundverordnung.“ 

  

• In der Begründung zu Artikel 1 Nummer 23 (Abschnitt VIb – neu - § 63j StVG) auf Seite 

36 findet sich in Absatz 8 folgende Formulierung: 

„Das in Absatz 1 Nummer 2 genannte Geschlecht ist ein erforderliches Datum, um 

 geschlechterspezifische Vergleichsgruppen bilden zu können. …“ 

 

Wir schlagen vor, diese wie folgt zu ändern: 

  

„Das in Absatz 1 Nummer 2 genannte Geschlecht sind erforderliche Daten, um 
 geschlechterspezifische Vergleichsgruppen bilden zu können. …“ 
 
 
 
Freundliche Grüße | Best regards 

 

 

Leiter Recht & Compliance 

Rechtsanwalt (Syndikusrechtsanwalt) 




